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I. Aus der Geschäftsstelle

Liebe Verbandsmitglieder, sehr geehrte Leser und Leserinnen,

unser letzter Wirtestammtisch fand am 22.04.2008 bei unserem
Mitglied, Herrn Michael Marx im Hotel „Am Schloßberg“ in
Ziegenrück statt.
Es war wieder ein sehr emotionaler Stammtisch. Viele Kollegen, 36
an der Zahl, waren der Einladung gefolgt. Es wurden aktuelle
Probleme und unsere aktuelle Situation angeschnitten und disku-
tiert.
Auch war Herr Höna von der IHK Ostthüringen zu Gera wieder
anwesend, wie es schon zur Tradition geworden ist. Herr Höna gab
uns wieder Anhalts- und Diskussionspunkte zu aktuellen
Veränderungen mit. Ich denke dies hat wieder einmal gezeigt, dass
die kleinen und mittelständigen Hoteliers und Gastronomen nicht
nur an einer engen Zusammenarbeit mit ihrem Verband interessiert
sind sondern auch die von uns organisierten Themenkomplexe
sehr gefragt und anerkannt sind.
Selbst der Austausch unter den Kollegen nach dem
Wirtestammtisch ist heute sehr wichtig und wird gern angenom-
men.

Liebe Verbandsmitglieder, sehr geehrte Leser und Leserinnen,

der Vorstand hat sich über den Inhalt künftiger Verbandsreporte Gedanken gemacht und es werden in jeder neuen Ausgabe unsere
Mitgliedsbetriebe vorgestellt. Dies haben wir als sehr vorteilhaft gesehen, denn so lernt man sich untereinander besser kennen.

Für August 2008 ist unsere jährliche Ausfahrt geplant. Nähere Informationen dazu erhalten Sie in Kürze.

Mit freundlichen Grüßen aus der Geschäftsstelle

Ihre Marina Bergner

II. Zu Gast bei...
Heute sind wir zu Gast bei einem Gründungsmitglied unseres Verbandes,

Familie Becker im Gasthof „Fuchsbau“
in Walsburg Nr. 10, 07924 Essbach

Tel.: 036483 / 22390, Fax: 036483 / 73533,
E-Mail: HotelFuchsbau@compuserve.de

Marion und Manfred bieten ihren Gästen 14 gemütlich eingerichtete Ein,- Zwei-
und Dreibettzimmer. Alle sind mit Dusche/WC, TV und Telefon ausgestattet.
In ihrem Gasthof mit seinem gemütlichen Gastraum lässt es sich vorzüglich feiern.
Aber auch Schulungen, bis 40 Personen, können hier angemessen durchgeführt



werden und wenn man schon einmal da ist „wo Herr Fuchs einem Gute Nacht sagt“ muss man diese idylische Gegend bei einem
Spaziergang genossen haben. Hier kann man wirklich abschalten und den Kopf frei bekommen. Von der täglichen Hektik und dem
Stress ist hier nichts zu spüren.
Bei schönem Wetter lädt natürlich auch ein Biergarten mit Grill und Pavillon ein.
Spielmöglichkeiten für die Kinder sowie sportliche Aktivitäten und ein Saunagang, vielleicht wenn draußen alles verschneit ist und
nach so einem schönen Winterspaziergang steht den Gästen hier auch zur Verfügung.
Familie Becker kaufte das Unternehmen 1992 von der Treuhand. Natürlich mit Auflagen aus dem Einigungsvertrag auferlegt wurde
das Projekt von der Sparkasse Saale – Orla – Kreis finanziert. Marion Becker sagt, „wir haben uns mit viel Mut und etwas
„Blauäugigkeit“ in dieses „Abenteuer“ gewagt und bis heute nicht bereut.“
Man hätte sich ja nie vorstellen können, dass der Umsatz mal so rückläufig ist und der Umsatz sich fast nur noch auf das
Wochenende konzentriert.
Aber mit Marina Bergner und dem Ostthüringer Hotel- und Gaststättenverband an unserer Seite hatten wir immer einen Rückhalt
und haben alle unsere Fragen, Zweifel und Ängste immer und zu „fast“ jeder Zeit anbringen können. Das war eine sehr gute
Unterstützung.
Das Unternehmen hat eine Zukunft, der Sohn Alexander Becker wird das Unternehmen der Eltern einmal weiterführen, in der heuti-
gen Zeit nicht immer so selbstverständlich, dass Kinder „auf dem Lande“ bleiben und das oft „verschuldete“ Erbe annehmen und es
mit Stolz erfolgreich weiterführen.
Familie Becker hat etwas Einzigartiges geschaffen. An ihrem Hotel wurde eine alte Wasserkraftanlage revitalisiert.
Nach langer Ruhephase wird der Mühlgraben wieder zur Energieerzeugung genutzt. Es erfolgte in großer Eigenleistung und
schweißtreibenden Bauphasen von 1998 - 1999 eine Revitalisierung der Wasserkraftanlage durch Familie Becker. 
Das Genehmigungsverfahren zog sich im Übrigen genauso lange hin wie vor 100 Jahren. 
Die Kleinwasserkraftanlage arbeitet heute als Ausleitungskraftwerk. Durch eine Kaplan - Rohrturbine mit geregeltem Leitapparat und
geregelten Leitschaufeln wir die erzeugte Energie direkt in das Stromnetz eingespeist.
Auf die Frage ob Familie Becker heute nochmal sich solcher einer Herausforderung, dem Bau und der Betreibung einer
Wasserkraftanlage stellen würde, kam ein klares Kopfschütteln.

Die Mini-GmbH kommt! -
Gründung ohne Stammkapital

möglich 

Unternehmensgründer können künftig
auch in Deutschland eine Mini-GmbH
ohne Stammkapital gründen. Das hat das
Bundeskabinett am 23. Mai 2007 mit
dem Regierungsentwurf des Gesetzes
zur Modernisierung des GmbH-Rechts
und zur Bekämpfung von Missbräuchen
(MoMiG) beschlossen. Die schon seit
längerem geplante und umfassendste
Novellierung seit dem Bestehen des
GmbH-Rechts nimmt damit konkrete
Formen an. Das Gesetz soll Anfang 2008
in Kraft treten 
- Anlass zur GmbH-Reform gab der

wachsende Konkurrenzdruck für die
deutsche GmbH durch ausländische
Rechtsformen, wie beispielsweise der
britischen Limited. Diese sind weitaus
preiswerter und weniger aufwändig zu
gründen als die deutsche GmbH, deren
Gründer mindestens 25.000 Euro
Stammkapital aufbringen müssen.
Daher entscheiden sich viele
Existenzgründer, ihre Firma nach briti-
schem Recht zu gründen, um so in den
Genuss der Haftungsbeschränkung zu
gelangen. 

Ein eigenes Gesetz für die
„Unternehmergesellschaft” (UG) soll es
zwar nicht geben, dafür aber einen neuen
Paragrafen im GmbH-Gesetz (§ 5a). Dort
wird die Möglichkeit eröffnet, eine Mini-
GmbH ohne Stammkapital zu gründen.
Für die Mini-GmbH gelten strenge

Transparenzvorschriften, sodass die
Gläubiger nicht ungeschützt bleiben.
Außerdem wird die Gesellschaft ver-
pflichtet, jedes Jahr ein Viertel des
Gewinns als Rückstellung zu bilanzieren,
um auf diese Weise Stück für Stück
Eigenkapital aufzubauen. Ist die für die
GmbH-Gründung zukünftig nötige
Schwelle von 10.000 Euro erreicht, kann
sich die Mini-GmbH zur „echten“ GmbH
umwandeln. 
Vorgesehen ist auch ein Mustergesell-
schaftsvertrag für unkomplizierte
Standardgründungen. Wird dieses
Muster verwendet, ist keine notarielle
Beurkundung des Gesellschafts-
vertrages, sondern nur noch eine öffentli-
che Beglaubigung der Unterschriften
erforderlich. Daneben wird die bereits im
Referentenentwurf enthaltene
Absenkung des Mindeststammkapitals
von 25.000 Euro auf 10.000 Euro einge-
führt. Weitergehende Erleichterungen bei
der Kapitalaufbringung sind ebenfalls
vorgesehen: Insbesondere die bislang
von der Rechtsprechung entwickelten
Bestimmungen zur „verdeckten
Sacheinlage“ sollen im Gesetz klar gere-
gelt werden. Außerdem werden künftig
ungeeignete Personen noch leichter von
der Bestellung zum Geschäftsführer aus-
geschlossen werden können. 

Hinweis: Auf die weitere Entwicklung im
Gesetzgebungsprozess sind wir vorberei-
tet. Wir unterstützen Sie mit unseren der
neuen Rechtslage angepassten
Leistungsangeboten. 

Haftung nicht ausgeschlossen

GmbH-Geschäftsführer haften bei
Steuerschulden mit ihrem Privatvermögen

Vielfach herrscht die Meinung:
Geschäftsführer einer GmbH haften im
Ernstfall nicht mit ihrem Privatvermögen.
Doch das ist ein Irrtum! Immer dann,
wenn ein Geschäftsführer seinen recht-
lichen und steuerlichen Pflichten nicht
nachkommt, wird er auch persönlich zur
Verantwortung gezogen.

Das trifft beispielsweise zu, wenn die
Lohnsteuern für die Beschäftigten der
GmbH nicht gezahlt werden. Tritt dann
später eine Insolvenz ein und die GmbH
ist nicht mehr zahlungsfähig, haften die
Geschäftsführer für die Steuerschulden
mit ihrem Privatvermögen.
Zahlt die GmbH die Lohnsteuern kurz vor
dem Insolvenzantrag und wird das
Finanzamt dadurch zum bevorteiligten
Gläubiger, wird der Insolvenzverwalter
das Geld zurückfordern. Viele
Geschäftsführer gehen deshalb davon
aus, dass die geschuldeten
Steuerbeträge gar nicht erst gezahlt wer-
den müssen. Der Bundesfinanzhof fällte
dazu ein Urteil: Ein Geschäftsführer kann
sich bei nicht abgeführten Lohnsteuern
nicht auf eine mögliche Anfechtbarkeit
berufen.

Autor: Rechtsanwalt Volker Reinhardt,
Eisenbeis Rechtsanwaltsgesellschaft
mbH, Erfurt

III. Die GmbH



Aufbewahrungsfristen

Nicht länger als 10 Jahre
Aufbewahrungsfristen für steuerrelevan-
te Unterlagen 
Die Aufbewahrungspflicht für steuerre-
levante Unterlagen beginnt mit Ende
des Kalenderjahres, in dem die letzte
Eintragung in die jeweiligen
Geschäftsbücher gemacht wurde oder
der Buchungsbeleg entstanden ist. In
der Regel gelten zwei
Aufbewahrungsfristen – 10 Jahre und 6
Jahre.

Aufbewahrungsfrist 10 Jahre
Buchungsbelege
Bücher und Aufzeichnungen
Inventare
Jahresabschlüsse
Lageberichte
Eröffnungsbilanz 
Eingangs- und Ausgangsrechnungen
zum Verständnis erforderliche
Arbeitsanweisungen und sonstigen
Organisationsunterlagen

Aufbewahrungsfrist 6 Jahre
Handels- oder Geschäftsbriefe
Antworten der abgesandten Handels-
oder Geschäftsbriefe
sonstige Unterlagen, soweit sie für die
Besteuerung von Bedeutung sind 
Am Anfang jeden neuen Jahres steht
der gute Vorsatz, aufzuräumen und
Platz in den Regalen für neue
Unterlagen zu schaffen. Auch nach
dem 31.12.2007 kann wieder fleißig
entrümpelt werden.

Ende der 10-jährigen
Aufbewahrungsfrist am 31.12.2007
Unterlagen mit letzter Eintragung im
Jahr 1997

Ende der 6-jährigen
Aufbewahrungsfrist am 31.12.2007
Unterlagen mit letzter Eintragung im
Jahr 2001

Diese Grundsätze gelten nicht, wenn
das Besteuerungsverfahren, beispiels-
weise durch eine Betriebsprüfung, noch
nicht abgeschlossen ist. Daneben soll-
ten Unterlagen mit Dauerbedeutung
solange archiviert werden, wie ihnen
diese Bedeutung zukommt (z.B.
Mietverträge, Darlehensverträge,
Gesellschaftsverträge).
Außerdem ist das Gesetz zur
Bekämpfung der Schwarzarbeit zu
beachten. Wer meint, nur Unternehmer
seien davon betroffen, hat weit gefehlt.
Jeder, der Renovierungsarbeiten,
Reinigungsarbeiten oder Umbauten an
seiner Wohnung oder seinem
Grundstück durchführen lässt, muss die
Rechnungen für diese seit dem 1.
August 2004 durchgeführten Arbeiten
zwei Jahre lang aufbewahren – egal ob

IV. Aus dem Steuerbüro
er Unternehmer ist oder nicht! Das gilt auch
für Arbeiten, die außerhalb der Wohnung
erbracht werden, wie beispielsweise das
Setzen eines Zaunes.
Unordnung wird teuer bestraft. Wer die
Rechnung, den Zahlungsbeleg oder die
beweiskräftige Unterlage nicht fristgerecht
aufbewahrt, muss mit einer Geldbuße von
bis zu 500 EUR rechnen.

Nichts geht mehr

Versteuerung privater PKW-Nutzung ohne
geführtes Fahrtenbuch kaum vermeidbar
Gerade bei hochpreisigen Fahrzeugen ist
die Versteuerung der privaten PKW-
Nutzung mit der 1%-Methode eine teure
Angelegenheit. Daher versuchen
Geschäftsführer die Versteuerung der priva-
ten Fahrten mit dem Dienstwagen zu
umgehen und behaupten: „Ich habe den
Dienstwagen überhaupt nicht privat
genutzt.“ Doch da macht der
Bundesfinanzhof nicht mit.

Schon der ungehinderte Zugriff auf den
PKW spricht für eine private Nutzung. Ist
für den Steuerpflichtigen der Zugriff auf den
Dienstwagen ungehindert möglich, spricht
lt. Bundesfinanzhof alles dafür, dass der
PKW auch privat genutzt wird. Will der
Steuerpflichtige die Anwendung der 1%-
Methode vermeiden, müsse er durch ein
ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nachwei-
sen, dass er das Fahrzeug tatsächlich nicht
privat gefahren hat.

Hinweis: Auch ein im (Geschäftsführer-)
Anstellungsvertrag vereinbartes
Nutzungsverbot für private Zwecke reicht
allein als Gegenbeweis nicht aus. Hier for-
dern die Finanzrichter die zusätzliche Über-
wachung des Nutzungsverbotes. Ein
Geschäftsführer müsste sich damit selbst
überwachen. Der Nachweis einer lückenlo-
sen Selbstüberwachung wird dem
Geschäftsführer wohl kaum gelingen.
Abhilfe kann auch hier nur ein ordnungsge-
mäßes Fahrtenbuch schaffen.

Den Nachwuchs fördern

Der Zuschuss für Kinderbetreuungskosten
ist abgabenfrei
Übernimmt der Arbeitgeber die Kosten für
die Betreuung und Verpflegung nicht schul-
pflichtiger Kinder in Kindergärten,
Kindergrippen oder bei einer Tagesmutter,
sind seine Zahlungen an den Arbeitnehmer
steuer- und sozialversicherungsfreie
Zuschüsse. Dabei spielt es keine Rolle,
welcher Elternteil die
Kinderbetreuungskosten gezahlt hat.

Beispiel: Die Eltern einer vierjährigen
Tochter sind nicht miteinander verheiratet.
Die kindergeldberechtigte Mutter hat die
Tochter in einem Kindergarten unterge-
bracht und zahlt dafür monatlich 100 EUR.
Dieser Betrag wird vom Arbeitgeber des
Vaters erstattet. Die Erstattung der

Aufwendungen durch den Arbeitgeber
des Vaters ist steuer- und sozialversi-
cherungsfrei, obwohl die Aufwendungen
wirtschaftlich von der nicht bei ihm
beschäftigten Mutter des Kindes getra-
gen wurden.
Zu beachten ist, dass die Zuschüsse
zusätzlich zum geschuldeten
Arbeitslohn erbracht werden müssen
und nicht etwa eine Lohnumwandlung
stattfindet. Gleichzeitig muss der
Arbeitnehmer dem Arbeitgeber die
zweckentsprechende Verwendung
durch Bescheide und Zahlungsbelege
nachweisen. Diese Nachweise müssen
im Original als Belege zum Lohnkonto
aufbewahrt werden.
Aufwendungen zur Betreuung des
Kindes im eigenen Haushalt, z. B. durch
Kinderpflegerinnen,
Haushaltsgehilfinnen oder
Familienangehörige, können nicht steu-
erfrei vom Arbeitgeber ersetzt werden.

Abrechnung von Altersteilzeit-
Dienstverhältnissen

Derzeit gibt es im Rahmen der
Altersteilzeit zwei Hauptmodelle: Zum
einen die Reduzierung der Arbeitszeit
um 50% innerhalb der gesamten
Altersteilzeit und zum anderen das sog.
Blockmodell. Im Blockmodell wird die
Altersteilzeit in zwei
Beschäftigungsphasen unterteilt. In der
ersten Phase bleibt die Arbeitszeit
ungekürzt und in der zweiten Phase
erfolgt die Freistellung (Reduzierung der
Arbeitszeit auf Null). In beiden Modellen
erfolgt eine gleichbleibende
Entgeltzahlung über den gesamten
Zeitraum. 
Grundsätzlich wäre der Arbeitgeber
durch die Reduzierung der Arbeitszeit
des Arbeitnehmers verpflichtet, nur 50
% des Arbeitslohns zu leisten. Nach
den Regelungen des
Altersteilzeitgesetzes stockt der
Arbeitgeber dieses Regelentgelt, das
nach allgemeinen Lohnsteuerkriterien
abzurechnen ist, um mindestens 20 %
auf. Die Aufstockungsbeträge sind Teil
des Arbeitslohns. Diese und zusätzliche
Beiträge zur gesetzlichen
Rentenversicherung, die nach Maßgabe
des Altersteilzeitgesetzes geleistet wer-
den, können steuerfrei abgerechnet
werden. 
Praxishinweis: Steuerfreie
Aufstockungsbeträge oder Zuschläge,
nicht aber zusätzliche Beiträge zur
gesetzlichen Rentenversicherung, unter-
liegen dem Progressionsvorbehalt.
Diese sind betragsmäßig gesondert auf
der Lohnsteuerbescheinigung aufzufüh-
ren.
Sollte dies für Ihr Unternehmen inter-
essant sein, sollten Sie sich mit Ihrem
Steuerbüro in Verbindung setzen,
dort erfahren Sie dann mehr über die-
ses Thema.



V. Ihr Recht

Achtung bei Kündigungen

Zukünftig neue Berechnung bei
Kündigungsfristen?
Nach Bürgerlichen Gesetzbuch werden
bei der Berechnung von
Kündigungsfristen die
Beschäftigungszeiten eines
Arbeitnehmers, die vor Vollendung des
25. Lebensjahres liegen, nicht mitgezählt.
Diese gesetzliche Regelung will das
Landesarbeitsgericht Berlin-
Brandenburg nicht länger anwenden.
Denn sie verstoße gegen das europa-
rechtliche Verbot der
Altersdiskriminierung. Daraus folgt, dass
bei der Berechnung der jeweils maßgeb-
lichen Kündigungsfrist die
Beschäftigungszeit vom ersten Tag an zu
erfolgen hat. Die Brisanz des Themas soll
an seinem Beispiel verdeutlicht werden.
Beispiel: Ein Arbeitnehmer tritt im Alter
von 16 Jahren in ein Arbeitsverhältnis
ein; es gelten die gesetzlichen
Kündigungsfristen. Als er das 29.
Lebensjahr vollendet hat, kündigt der
Arbeitgeber fristgerecht. Nach dem
Gesetz bleiben die Zeiten vor dem 25.
Lebensjahr unberücksichtigt; es gilt
daher eine ordentliche Kündigungsfrist
von einem Monat zum Monatsende.
Nach der Entscheidung des
Landesarbeitsgerichtes Berlin-
Brandenburg würde eine
Beschäftigungsdauer von mehr als 12
Jahren zu einer ordentlichen
Kündigungsfrist von fünf Monaten zum
Monatsende führen.
Zusätzliche Gehaltsforderungen von
Arbeitnehmern zu erwarten
Arbeitsrechtexperten schließen nicht aus,
dass die gesetzliche Regelung gekippt
wird. Die Auswirkungen würden gravie-
rend sein: Klagende Arbeitnehmer wer-
den vor dem Hintergrund der längeren
Kündigungsfrist zusätzliche
Gehaltsforderungen einklagen. Wie die
Bundesagentur für Arbeit diese Fälle
bewertet, z.B. im Zusammenhang mit
Sperrzeiten, ist derzeit unbekannt. Die
Wirksamkeit der Kündigung bleibt von
dieser Problematik unberührt.
Die Notwendigkeit, in solchen Fällen
anwaltlichen Ratschlag einzuholen, liegt
auf der Hand.
Stand: April 2008

Anhörung ist Voraussetzung für
Verdachtskündigung 

Steht ein Arbeitnehmer in schwerwiegen-

dem Verdacht, eine strafbare Handlung
begangen zu haben, kann das eine
außerordentliche Verdachtskündigung
durch den Arbeitgeber rechtfertigen.
Allerdings muss der Kündigung eine
Anhörung des Arbeitnehmers vorausge-
hen. 
Das hat das Bundesarbeitsgericht (BAG)
im Fall eines Arbeitnehmers entschieden,
der im begründeten Verdacht stand, in elf
Fällen die Autoreifen von Kollegen auf-
geschlitzt zu haben. Kollegen hatten
angegeben, den Verdächtigen auf polizei-
lich veranlassten Videoaufzeichnungen
erkannt zu haben. In seiner Begründung
verweist das Gericht darauf, dass nicht
nur eine vollendete Tat sondern auch der
schwerwiegende Verdacht einer straf-
baren Handlung einen wichtigen Grund
für eine außerordentliche Kündigung bil-
den könne. 
Voraussetzung sei, dass der Arbeitgeber
den Arbeitnehmer vor Ausspruch der
Kündigung zu den Verdachtsmomenten
anhöre. Vorliegend habe ein schwerwie-
gender begründeter Verdacht bestanden,
der auf objektiven Tatsachen beruht
habe. Für die Anhörung sei ausreichend,
dass dem Arbeitnehmer die Vorwürfe
bekannt gewesen seien. Die Kenntnis
der Ermittlungsakte der
Staatsanwaltschaft sei dafür nicht erfor-
derlich gewesen. Aufgrund noch unauf-
geklärter Formfragen wurde der Prozess
an die Vorinstanz zurückverwiesen. 
Urteil des BAG vom 13. März 2008 – AZ:
2 AZR 961/06

Verlängerung der Befristung eines
Arbeitsvertrages 

Verlängert ein Arbeitgeber einen sach-
grundlos befristeten Arbeitsvertrag mit
einem Arbeitnehmer, ist dies nur zulässig,
soweit die Verlängerung die
Gesamtdauer von zwei Jahren nicht
überschreitet und die Verlängerung wäh-
rend der Laufzeit des Vertrages erfolgt
und die übrigen Vertragsbedingungen
unverändert bleiben. Das hat das
Bundesarbeitsgericht (BAG) im Fall einer
Verkäuferin entschieden, deren befristeter
Arbeitsvertrag innerhalb der Laufzeit von
einem Jahr um ein weiteres Jahr verlän-
gert worden war, allerdings unter
Abänderung der wöchentlichen
Arbeitszeit von 20 auf 30 Stunden. 
In seiner Begründung verweist das
Gericht darauf, dass nach dem Teilzeit-
und Befristungsgesetz die höchstens
dreimalige Verlängerung eines sach-

grundlos befristeten Arbeitsvertrages bis
zur Gesamtdauer von zwei Jahren zuläs-
sig sei. Die Verlängerung setze aber vor-
aus, dass die Vereinbarung innerhalb der
Vertragslaufzeit erfolge und die übrigen
Arbeitsbedingungen unverändert blieben.
Andernfalls handele es sich um den
Neuabschluss eines Arbeitsvertrages,
dessen Befristung ohne Sachgrund nicht
zulässig sei. Wegen der Änderung der
Arbeitszeit von 20 auf 30
Wochenstunden, ohne dass die
Arbeitnehmerin darauf einen Anspruch
gehabt habe, handele es sich nicht um
eine Vertragsverlängerung sondern um
einen Neuabschluss, dessen Befristung
mangels Sachgrund unzulässig sei. 
Urteil des BAG vom 16. Januar 2008 –
AZ: 7 AZR 603/06

Autor: Volker Reinhardt, Rechtsanwalt,
Eisenbeis Rechtsanwaltsgesellschaft
mbH, Erfurt

Vertrag ist Vertrag!

Bei vorzeitiger Kündigung des
Ausbildungsverhältnisses droht
Schadensersatz 
Jedes Jahr beginnen viele neue
Ausbildungsverhältnisse. Diesen wird
eine Probezeit vorangestellt, die minde-
stens einen Monat, aber höchstens vier
Monate betragen darf.
Nach Ablauf der Probezeit kann das
Ausbildungsverhältnis jedoch nur noch
aus wichtigem Grund außerordentlich
gekündigt werden. Liegt ein solcher
Grund nicht vor und wird das
Berufsausbildungsverhältnis nach der
Probezeit trotzdem vorzeitig aufgelöst,
droht dem Arbeitgeber eine
Schadensersatzforderung des
Auszubildenden. 
Der Schadensersatz kann die Summe
betragen, die bis zum vertraglich verein-
barten Beendigungszeitraum des
Berufsausbildungsverhältnisses als
Ausbildungsvergütung gezahlt werden
müsste. Dies hat das
Bundesarbeitsgericht im Frühjahr ent-
schieden. 
Hinweis:
Wenn also eine vorzeitige Beendigung
des Ausbildungsverhältnisses angestrebt
wird, muss der Ausbildungsbetrieb größt-
mögliche Sorgfalt walten lassen.
Außerdem sollte in diesem Fall ein in
Berufsausbildungsverträgen versierter
und auf Arbeitsrecht spezialisierter
Anwalt hinzugezogen werden. 


